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Simbabwe hat gewählt � oder besser: Robert Mugabe hat zu seinen Bedingungen
»wählen« lassen und damit sichergestellt, daß es nur einen Sieger geben kann. Der
Wahlsieg Mugabes läßt erwarten, daß die wirtschaftliche Talfahrt Simbabwes fort-
dauert und die Regierung ihre Versuche intensivieren wird, die politische Opposition
zu zerschlagen. Um so wichtiger ist es für die Gebergemeinschaft, ihren Druck auf das
Regime aufrechtzuerhalten. Druckausübung wird aber nur wirksam sein, wenn sie von
wichtigen afrikanischen Regierungen mitgetragen wird. Die Gebergemeinschaft sollte
insbesondere gegenüber Südafrika und Nigeria verdeutlichen, daß eine von diesen
Ländern geforderte neue Partnerschaft zwischen Afrika und Europa nur funktionieren
kann, wenn Afrika die Verantwortung für die Umsetzung selbstgesteckter Ziele �
Demokratie, Rechtsstaat, Menschenrechte � annimmt.

Robert Mugabe hat seine Wiederwahl mit
einer Konsequenz und Vehemenz verfolgt,
die einem Achtundsiebzigjährigen nur
bedingt zuzutrauen war. Es kann kaum
Zweifel darüber geben, daß die Manipula-
tionen des simbabwischen Regimes letzt-
endlich den Wahlausgang entscheidend
beeinflußt haben. Seit Monaten hat sich die
Regierung in den ländlichen Gebieten um
eine effektive Unterdrückung jeglicher
oppositioneller Regungen bemüht. Opposi-
tionsanhänger wurden eingeschüchtert,
verprügelt und getötet, Wahlveranstaltun-
gen der Oppositionspartei Movement for
Democratic Change (MDC) unterbunden,
gestört oder aufgelöst. Regierungsunab-
hängigen Gruppen wurden die Schulung
von Wählern und die Beobachtung des
Wahlprozesses untersagt. Der Oppositions-

führer wurde mit einer Diffamierungs-
kampagne überzogen, die in einer Anklage
wegen Hochverrat gipfelte, weite Landstri-
che mit Hilfe der Kriegsveteranen und der
regierungstreuen Jugendmilizen effektiv
von der Außenwelt abgeschnitten. Kriegs-
veteranen und Milizen errichteten in den
ländlichen Gebieten einen informellen
Unterdrückungs- und Kontrollapparat, der
die offizielle staatliche Verwaltung zur
Kollaboration zwang oder entmachtete,
wenn sie diese verweigerte.

Der Versuch, Mitte 2001 dieses Regime
auf die Städte auszuweiten, scheiterte.
Doch gelang es durch veraltete und mani-
pulierte Wählerlisten, durch die Ausdün-
nung der Wahllokale in den städtischen
Gebieten und durch die Verzögerung des
Wahlaktes die Wahlbeteiligung dort weit
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unter den Landesdurchschnitt zu senken.
Sie lag in den regierungsloyalen, ländlichen
Gebieten bei knapp über 80%, in den Städten
bei circa 50%. Angesichts der Tatsache, daß
die Unterstützung für die Opposition in
den Städten besonders groß ist, war das
Bemühen, die städtischen Wähler von der
Wahl abzuhalten, für den Wahlausgang
von zentraler Bedeutung.

Die Zukunft Simbabwes
Was sind nun die Folgen des erzwungenen
Wahlsiegs � national, regional und inter-
national? Es ist kaum zu erwarten, daß die
Frustration über das Wahlergebnis zu massi-
vem zivilem und/oder gewaltsamem Wider-
stand der Oppositionsanhänger führen
wird. Mehrere Faktoren sprechen dagegen:
erstens, die Scheu der Opposition, ihre
Anhänger zu zivilem Ungehorsam zu mobi-
lisieren, der wiederum dem Regime den
Vorwand für massive, gewaltsame Repres-
sion liefern könnte. Erste Reaktionen der
Oppositionsführung nach den Wahlen ver-
deutlichen, daß sie auch bei der Anfech-
tung der Wahlergebnisse entschlossen ist,
auf rechtsstaatlichem Weg zu bleiben, den
die Regierung selbst schon lange verlassen
hat. Die Anrufung der Gerichte durch die
MDC und das Warten auf deren Entschei-
dung werden den unmittelbaren, nach den
Wahlen zu spürenden Widerstandswillen
verpuffen lassen. Zweitens hat die Regie-
rung mit der Entsendung von Einheiten der
Armee in alle größeren Städte Simbabwes
und mit dem massiven Polizeieinsatz vor
und während der Wahlen keinen Zweifel
aufkommen lassen, daß sie entschlossen ist,
jeglichen zivilen Widerstand schnell und
mit allen Mitteln zu brechen. Drittens hat
die simbabwische Bevölkerung schon in
den vergangenen 20 Jahren wiederholt
erkennen lassen, daß sie sich im Zweifels-
fall eher in politische Apathie flüchtet, als
die offene Konfrontation mit der Regierung
zu wagen. Die Erfahrung des langjährigen
Bürgerkriegs mag entscheidend sein für die
Entwicklung dieser Konfliktscheu.

Es ist also zu erwarten, daß das Regime
Mugabe die nächsten kritischen Wochen
überstehen wird. Es ist auch zu erwarten,
daß es sich mit seinem Wahlsieg nicht
zufrieden geben, sondern weitere Anstren-
gungen unternehmen wird, die Opposition
zu zerschlagen. Ein Kernelement in dieser
Strategie sind die Hochverratsanklagen
gegen Oppositionsführer Morgan Tsvangirai
und weitere führende Oppositionspolitiker.
Der Druck auf Oppositionsanhänger in den
ländlichen Gebieten wird kaum nachlassen,
Kriegsveteranen und Jugendmilizen werden
ihr System der totalen Kontrolle konsolidie-
ren. Innerhalb der Opposition wird es sicher-
lich eine verschärfte Auseinandersetzung
über die künftige Strategie geben. Bereits in
der Vergangenheit gab es Forderungen, den
Kampf mit der Regierung nicht in den Wahl-
lokalen, sondern auf der Straße auszutragen
und eine gewaltsame Eskalation in Kauf zu
nehmen. Diese Stimmen werden angesichts
der Tatsache, daß die Auseinandersetzung
in den Wahllokalen in den nächsten drei
Jahren nicht mehr zur Verfügung steht,
lauter werden. Die Strategiediskussion birgt
das Potential, die Oppositionspartei und
auch die zivilgesellschaftlichen Gruppen zu
spalten, die sich ohnehin durch große poli-
tische Heterogenität auszeichnen. Was sie
bisher einte, war das Ziel, Mugabe abzulö-
sen. Wenn dieses Ziel in weite Ferne rückt,
dürften die zentrifugalen Kräfte an Dyna-
mik gewinnen. Das war bereits in einer
Reihe anderer afrikanischer Länder zu
beobachten.

Auch wenn es Mugabe gelingt, die Opposi-
tion zu zerschlagen, war sein Wahlsieg doch
ein Pyrrhussieg, der seinen Abschied von
der Macht nur verzögert. Er wurde erkauft
mit dem totalen Niedergang der simbabwi-
schen Wirtschaft, mit der Zerstörung der
Beziehungen zur Gebergemeinschaft und
mit der Errichtung von Unterdrückungs-
und Kontrollstrukturen parallel zur staat-
lichen Verwaltung. All dies läßt sich nicht
in absehbarer Zeit rückgängig machen. Die
Besetzung der weißen Großfarmen wird die
landwirtschaftliche Produktivität und das
Exportpotential für die nächsten fünf bis
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zehn Jahre deutlich absenken. Sogar die
Nahrungsmittelsicherheit ist für mehrere
Jahre in Frage gestellt. Mugabes Wahlsieg
wird den Exodus der weißen Minderheit
und der gut ausgebildeten schwarzen Sim-
babwer sowie die Kapitalflucht verstärken.
Die Bemühungen der Regierung zur Re-
stauration der staatlichen Kontrolle über
die Wirtschaft werden nicht geeignet sein,
Simbabwe auf einen Wachstumspfad
zurückzuführen und Arbeitsplätze zu
schaffen. Die Geber werden ihre Entwick-
lungszusammenarbeit nicht im früheren
Ausmaß wiederaufnehmen, die physische
und in den vergangenen Jahren ohnehin
bereits schwer beschädigte soziale Infra-
struktur wird deshalb einen weiteren
Niedergang erfahren. Kriegsveteranen und
Jugendmilizen werden ihren Repressions-
und Kontrollapparat verstärkt zur Selbst-
bereicherung und Plünderung ländlicher
Gebiete benutzen. Jegliche staatliche und
lokale Entwicklungsanstrengungen dürften
dadurch entmutigt werden. Das Regime
Mugabe wird über immer weniger Mittel
verfügen, um politische Gefolgschaft zu
entlohnen und konfliktfähige Gruppen an
sich zu binden. Ist erst der letzte Hektar
einer Großfarm an die Anhänger verteilt,
wird sich erweisen, daß eine »gerechte«
Landverteilung allein für Entwicklung
nicht ausreicht � zumal der simbabwische
Staat nicht mehr über die Mittel verfügt,
um über Anschubinvestitionen, Ausbildung
und andere Vorleistungen die Bewirtschaf-
tung des umverteilten Landes produktiv zu
machen. Es ist gut vorstellbar, daß sich
Frustration und Aggression der Kriegsvete-
ranen und Jugendmilizen dann gegen das
Regime richten.

Die Position Mugabes könnte darüber
hinaus durch wachsenden Widerstand in
der Regierungspartei unterminiert werden.
In den vergangenen Jahren ist der Unmut
über die Absolutheit des Machtanspruchs
Mugabes gewachsen. Einige innerpartei-
liche Dissidenten haben stillschweigend auf
einen Sieg der Opposition gehofft und des-
halb noch nicht die offene Konfrontation
gewagt. Das könnte sich in Zukunft ändern.

Finden die Dissidenten Unterstützung in
unzufriedenen Offizierskreisen, ist ein
Militärputsch nicht völlig auszuschließen.

Die von außen an die Opposition heran-
getragene Debatte, mit dem gegenwärtigen
Regime eine Regierung der nationalen Ein-
heit zu bilden, ist nur bedingt geeignet, die
politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Probleme des Landes zu lösen. Sie wäre nur
dann akzeptabel, wenn Mugabe sich darauf
einließe, das Präsidentenamt auf ausschließ-
lich zeremionelle Funktionen zu beschrän-
ken und die Regierungsführung einem
Premierminister zu überlassen, der von der
Opposition gestellt würde. Die Regierung
der nationalen Einheit müßte ihre Haupt-
aufgabe in der rechtsstaatlichen Lösung der
Landfrage und der Organisation von baldi-
gen Neuwahlen sehen. Abgesehen davon,
daß ein solches Arrangement eine Verfas-
sungsänderung voraussetzt, lassen sich in
den Ereignissen der vergangenen zwei
Jahre keinerlei Anzeichen dafür finden, daß
Mugabe eine derartige Lösung akzeptieren
würde.

Folgerungen für die internationale Politik
Mugabes Wahlsieg hat die Nachbarstaaten
vor eine unangenehme Situation gestellt.
Bisher konnten sie eine Neubestimmung
ihrer Haltung gegenüber dem Regime mit
dem Verweis darauf verweigern, erste Nach-
barspflicht sei es, einen friedlichen Verlauf
der Wahlen zu gewährleisten. Nach west-
lichem Ermessen können sie nach den Wah-
len kaum die Augen davor verschließen, daß
der Wahlsieg Mugabes allein durch Mani-
pulation und Repression erkauft wurde.
Der Tenor der Wahlbeobachter von OAU
und SADC lautete jedoch, daß die Wahlen
zwar nicht perfekt, aber frei und fair genug
waren, um den Willen des Volkes widerzu-
spiegeln. Das reicht als Begründung aus,
um Mugabe als legitimen Präsidenten anzu-
erkennen. Einige afrikanische Regierungen
drängen gegenwärtig die simbabwischen
Konfliktparteien zur Bildung einer Regie-
rung der nationalen Einheit. Es ist kaum zu
erwarten, daß sich Mugabe auf ein für die
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Opposition akzeptables Arrangement
einläßt (siehe oben), wenn dieses Drängen
nicht von politischen Drohungen und
wirtschaftlichem Druck unterstützt wird.
Die Suspendierung Simbabwes vom
Commonwealth für ein Jahr ist ein erster
wichtiger Schritt in diese Richtung. Ohne
Druck aus Afrika wird Mugabe mit seiner
bisherigen Politik fortzufahren versuchen.
Sie bedeutet einen eklatanten Verstoß
gegen die im SADC-Vertrag und NEPAD-
Dokument [New Partnership for African
Development] festgeschriebene Selbstver-
pflichtung, Rechtsstaatlichkeit, Menschen-
rechte und Partizipation zu respektieren
und zu fördern. Nicht nur der politische
Schaden einer solchen Haltung, sondern
auch ihre wirtschaftlichen Folgen für die
Region werden enorm sein.

Vor allem diese regionalen Auswirkun-
gen sind es, die eine entschlossene Haltung
Europas und der USA gegenüber dem sim-
babwischen Regime notwendig machen.
Katastrophal wäre eine Politik des kurzen
Gedächtnisses, das heißt die Wiederauf-
nahme der vollen entwicklungspolitischen
Zusammenarbeit nach einer kurzen Scham-
frist und nach ersten Signalen der simbab-
wischen Regierung, zu einer Politik der
wirtschaftlichen Strukturanpassung zurück-
kehren zu wollen. Für Simbabwe wäre dies
gleichbedeutend mit einem Schrecken-
ohne-Ende-Szenario. Allerdings kann auch
ein Ende mit Schrecken, das heißt eine
nachdrückliche Ermutigung der Opposition
zum entschlossenen Widerstand gegen das
Regime, keine Zielvorgabe für die Politik
der Gebergemeinschaft sein.

Deshalb gibt es kaum eine Alternative
zur Fortführung und zum Ausbau des bis-
herigen Ansatzes. Das bedeutet:
! Beibehaltung der »smart sanctions« bei gleich-

zeitiger Ausdehnung des davon betroffenen
Personenkreises. Dies könnte Personen aus
der zweiten Reihe der Regierungspartei
zu entschlossenerem Widerstand gegen
Mugabe ermuntern.

! Aufrechterhaltung und Intensivierung der
Unterstützung für die Opposition und die
Zivilgesellschaft. Im Falle Deutschlands

bedeutet dies eine verstärkte direkte
Förderung der Arbeit der politischen
Stiftungen in Simbabwe.

! Bemühungen um eine kohärente Haltung der
EU-Mitgliedsländer und der USA gegenüber
Simbabwe. Insbesondere Frankreich und
Belgien sollten auf eine einheitliche Linie
verpflichtet werden. Im Austausch könnte
sich die EU verstärkt bei der Lösung des
Kongokonflikts engagieren.
Der wichtigste Hebel, um das Regime

Mugabe unter Druck zu setzen, liegt aller-
dings auf der regionalen und kontinentalen
Ebene. Die EU bzw. die G8-Staaten sollten
mit allem Nachdruck deutlich machen, daß
es keine Grundlage für besondere und ver-
tiefte Beziehungen zwischen der EU und
der SADC und für eine signifikante mate-
rielle Unterstützung der NEPAD gibt, wenn
die Unterzeichnerstaaten des SADC-Vertra-
ges und die Träger der NEPAD-Initiative, die
in diesen Dokumenten eingegangenen Ver-
pflichtungen zum Schutz von Menschen-
rechten und Rechtsstaatlichkeit sowie zur
Wahrung demokratischer Standards
mißachten.

Allerdings gilt es eines zu beachten:
Einer derart gestalteten Simbabwe-Politik
fehlt die Glaubwürdigkeit, wenn die Geber-
gemeinschaft darauf verzichtet, entspre-
chenden Druck auf Regime auszuüben, die
es ebenfalls an Respekt für Menschenrech-
te, Demokratie und Rechtsstaat mangeln
lassen. Insbesondere die enge Zusammen-
arbeit der USA, Großbritanniens und
Deutschlands mit Uganda und Ruanda, die
beide in einem Nachbarland Krieg führen,
dieses ausplündern und dort massive
Menschenrechtsverletzungen begehen,
hinterläßt in Afrika den Eindruck, die
Geber würden mit zweierlei Maß messen.
Die Empfindung, Simbabwe erfreue sich
nur deshalb der besonderen Aufmerksam-
keit der USA und Europas, weil es dort eine
substantielle weiße Minderheit gebe und
weil Mugabe es wage, massive Kritik an den
Gebern zu üben, birgt das Potential für eine
tiefgreifende und anhaltende Entfremdung
zwischen afrikanischen und europäischen
Regierungen.
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